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Bauleitplanung der Stadt Sendenhorst  
Bebauungsplan Nr. 7.2 „Wolbecker Straße - 2. Änderung und Erweiterung“ 
 
 

Überschlägige Umweltprüfung gemäß § 13a(1) Nr. 2 BauGB1

 
 

 
 
 

0. Vorbemerkung zum Bebauungsplan-Verfahren Nr. 7.2  

Das Plangebiet umfasst die Ortslage Albersloh nördlich des Kirchplatzes und hat eine 
Größe von etwa 13,6 ha. Für dieses Gebiet "Albersloh - Wolbecker Straße" ist 1974 
ein erster Bebauungsplan aufgestellt worden. Die Stadt Sendenhorst hat diesen 
Bebauungsplan in den Jahren 1987 bis 1991 überarbeitet und erweitert. Nördlich der 
Kirche St. Ludgerus und zwischen Wolbecker Straße und Bahntrasse wurde weiterhin 
großflächig ein Dorfgebiet gemäß § 5 BauNVO festgesetzt. Die damals in Ansätzen 
vorhandene Wohnbebauung im Nordwesten in Richtung Werseaue wurde als allge-
meines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO überplant. Das Westfälische Baupflegeamt 
Münster und das Westfälische Amt für Landespflege hatten zudem 1988/1989 einen 
städtebaulichen Rahmenplan und einen Grünordnungsplan für die Ortslage Albersloh 
erarbeitet. Die Ergebnisse dieser Rahmenpläne wurden soweit möglich in den 
Änderungsplan übernommen.  
 
Zusammenfassend hat der Bebauungsplan Nr. 7.1 „Wolbecker Straße - 1. Änderung 
und Erweiterung“ im Jahr 1991 sehr detaillierte und umfassende Festsetzungen für 
die Ortslage nördlich der St. Ludgeruskirche mit einem aus der Rahmenplanung abge-
leiteten Gestaltungswillen getroffen (siehe Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7.2). 
 
In den letzten 15 Jahren haben sich eine Reihe von Änderungen oder Neuentwicklun-
gen im vorliegenden Plangebiet Nr. 7.1 ergeben. Zu nennen sind insbesondere die 
Aufgabe landwirtschaftlicher Nutzungen in der Ortslage, die Strukturkrise des dorf-
typischen Einzelhandels, die Aufgabe oder Umnutzung von Gewerbestandorten oder 
von lokalen Dienstleistungen und die Zunahme der Wohnnutzungen im Plangebiet. 
Darüber hinaus liegen einzelne Anfragen von Bürgern vor, die eine Änderung einiger, 
z.T. als sehr restriktiv empfundener Planinhalte beantragen. 
 
Die Stadt Sendenhorst hat daher die Überarbeitung des Bebauungsplans Nr. 7.1 
zwecks Nachverdichtung und Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB beschlossen. 
Nach den §§ 1, 2 BauGB ist bei Neuaufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
bung von Bauleitplänen eine Umweltprüfung durchzuführen. Bei Maßnahmen der 

                                        
1 Stand: Vorentwurf November 2010, Nachtrag März 2011 



Stadt Sendenhorst,  
B-Plan Nr. 7.2 „Wolbecker Straße – 2. Änderung und Erweiterung“ - Vorprüfung der Umweltbelange 2 

Nachverdichtung im Innenbereich nach § 13a BauGB wird jedoch von der Vorgabe 
der Umweltprüfung abgesehen. Die Vorschriften bezüglich des Monitoring sind nicht 
anzuwenden. Voraussetzung ist für das Verfahren gemäß § 13a BauGB, dass 
- keine UVP-pflichtigen Projekte vorliegen, 
- bestimmte Größenwerte (hier zunächst die zulässige Grundfläche GR gemäß § 19(2) 
BauNVO von 20.000 m²) unterschritten werden und dass 

- keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgebieten gemeinschaft-
licher Bedeutung oder von europäischen Vogelschutzgebieten bestehen. 

 
Das vorliegende Änderungsverfahren übernimmt i.W. die grundlegenden Festsetzun-
gen des bisherigen Bebauungsplans Nr. 7.1, beinhaltet allerdings auch eine Reihe von 
Änderungen. Diese schaffen jedoch kaum neue Baurechte und betreffen überwiegend 
nicht oder nur in geringem Maße umweltrelevante Aspekte. Das Plangebiet umfasst 
aber rund 13,6 ha, die Grundfläche gemäß § 13a(1) BauGB i.V.m. § 19(2) BauNVO 
liegt bei rund 40.000 m². Somit wird der Schwellenwert von 20.000 m² gemäß 
§ 13a (1) BauGB überschritten, eine Vorprüfung der Umweltverträglichkeit im Einzel-
fall mit überschlägiger Prüfung der Umweltauswirkungen wird erforderlich.  
 
 
 

1. Merkmale der Änderung des Bebauungsplans Nr. 7.1, künftig Bebauungsplan Nr. 7.2 

Der Geltungsbereich Nr. 7.2 umfasst den gesamten Bebauungsplan Nr. 7.1, analog zu 
den bisherigen Festsetzungen ergibt sich folgende Flächenbilanz: 
 

Geplante Teilflächen / Nutzungen Größe in ha* 

Mischgebiet MI, Summe (bisher Dorfgebiet MD)  4,73 ha 

Allgemeines Wohngebiet WA, Summe  2,92 ha 

Straßenverkehrsflächen, davon 
- Hauptstraße L 585, K 33  
- verkehrsberuhigte Straßen, Wege 
- Fuß-/Radweg 

 1,80 ha 
 1,17 ha 
 0,50 ha 
 0,13 ha 

Gemeinbedarfsfläche, Leichenhalle   0,11 ha 
Grünflächen 

- Öffentliche Grünflächen einschließlich Bachlauf (Fried-
hof, Spielplatz, Bachlauf mit Böschungen  etc.)  

- Private Grünflächen (Nutzgarten, Wiese, Weide etc.) 

 3,45 ha 
 2,03 ha 
  
 1,42 ha 

Bahnanlagen  0,59 ha 

Gesamtfläche Plangebiet circa  13,60 ha* 

    * Ermittelt auf Basis der Plankarte B-Plan 1:1.000, Werte gerundet! 
 
 
Der Änderungsbebauungsplan Nr. 7.2 beinhaltet folgende Änderungspunkte: 

• Das bisher für den Bereich nördlich der Straßen Kirchplatz und Bahnhofstraße und 
östlich der Wolbecker Straße bis zur Westfälischen Landesbahn festgesetzte Dorf-
gebiet gemäß § 5 BauNVO wird nach Aufgabe landwirtschaftlicher Nutzungen in 
der Ortslage in ein Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO umgewidmet. 
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• Das Mischgebiet (MI) wird im Südwesten auf zwei Teilflächen in geringem Umfang 
erweitert. Das bisher als Einzelfall als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzte 
Grundstück Friedhofsweg 3 wird als MI ausgewiesen. Das südlich angrenzende 
Baugrundstück mit dem kleinen Lebensmittelmarkt wird nach Westen bis zur bishe-
rigen Abgrenzung der öffentlichen und privaten Grünflächen als MI festgesetzt, die 
Umwidmung der bisherigen privaten Grünfläche, auf der Nebenanlagen und ein 
Carport bestehen, umfasst etwa 300 m².  

• Im bisher rechtskräftigen Bebauungsplan sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer 
Größe von 900 m² Geschossfläche zulässig. Diese Geschossfläche ist in der 
Größenordnung und als Maßstab für die zulässige Verkaufsfläche heute nicht mehr 
sinnvoll. Zudem liegt inzwischen das Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die 
Stadt Sendenhorst vor, das in einem derartigen Plangebiet in Randlage zur Orts-
mitte zu berücksichtigen und umzusetzen ist.  

• Die Baulücke auf dem Grundstück östlich der Verwaltungsnebenstelle (Alte 
Küsterei) soll unter Rücksichtnahme auf einen ortsbildprägenden Baum an der 
Straße geschlossen werden. 

• Ebenso soll dem Antrag einer Grundstückseigentümerin auf Aufhebung des damals 
festgesetzten Fuß-/Radwegs zwischen den Grundstücken Wolbecker Str. 19 und 
21 sowie Mühlenfurt 20 und 22 gefolgt werden. Diese Wegeführung konnte nicht 
umgesetzt werden. 

• Der Eigentümer des Flurstücks 1145 in Flur 30 und des Flurstücks 1 in Flur 43 im 
Norden an der Wolbecker Straße hat die Erweiterung der überbaubaren Fläche 
parallel zur Straße beantragt, um einen zweiten Baukörper auf seinem sehr großen, 
aber durch die Lage im Überschwemmungsgebiet überwiegend als private Grün-
fläche festgesetzten Grundstück unterbringen zu können.  

• Im Rahmen einer Bauvoranfrage zur Errichtung eines Einfamilienhauses im Garten-
bereich des Grundstücks Wolbecker Straße 4 war festgestellt worden, dass die 
Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche zwischen Wolbecker Straße und der 
Straße Zur Landesbahn nördlich des zur Bebauung beabsichtigten Privat-
grundstücks ein ungewolltes Realisierungshemmnis darstellt. Somit erfolgt eine 
Aufgabe der Planstraße, damit sich für die umliegenden Grundstückseigentümer 
zulässige und städtebaulich tragbare Erschließungsalternativen eröffnen. 

• Einzelne Festsetzungen sind heute planungsrechtlich unzulässig. Zu nennen ist ins-
besondere die in den 1980er Jahren häufig genutzte sog. „IID“-Festsetzung, nach 
der das zweite Vollgeschoss (nur) im Dachraum zulässig ist. Das Planungsziel ist 
wesentlich konkreter und verlässlicher insbesondere mit der Festsetzung von 
Traufhöhen zu erreichen.  

• Darüber hinaus sind einige Planinhalte und Festsetzungen heute eher als Hinweise 
zu verstehen oder planungsrechtlich bzw. inhaltlich problematisch. Genannt seien 
z.B. die Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse in Verbindung mit begrenzten 
Dachneigungen im Dorfgebiet oder zeitliche Vorgaben für Pflanzgebote, die im 
Zuge der Baugenehmigungsverfahren, nicht aber im Bebauungsplan zu regeln sind.  
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Im Grundsatz sollen ansonsten die im Bebauungsplan Nr. 7.1 getroffenen rechts-
kräftigen Festsetzungen möglichst weitgehend beibehalten und übernommen werden. 
Dieses gilt insbesondere für die zentralen Festsetzungen zum Maß der baulichen 
Nutzung, zu Grund- und Geschossflächenzahlen GRZ und GFZ, zu Baugrenzen und 
Baulinien sowie zur Baugestaltung. Dieses erfolgt im Sinne der Rechtssicherheit und 
im Interesse der gewachsenen Nachbarschaften, da dort diese Festsetzungen Grund-
lage für das Nebeneinander der Nutzungen gewesen sind. Einzelne Ergänzungen oder 
Änderungen sollen erfolgen, soweit dieses aus städtebaulichen Gründen geboten 
erscheint. Da somit im aktuellen Änderungsverfahren das damalige grundlegende 
Plankonzept beibehalten und fortgeschrieben wird, werden nur wenige zusätzliche 
Eingriffe in die Schutzgüter gemäß BauGB und UVPG vorbereitet. Die zulässige 
Gesamtversiegelung wird praktisch nicht erhöht.  
 
 

Im Sinne der Anlage 2 des BauGB zu § 13a BauGB ist hier zu Nummer 1 festzuhalten: 

• Im Regionalplan des Regierungsbezirks Münster, Teilabschnitt Münsterland, ist 
das Plangebiet Teil des großflächigen Wohnsiedlungsbereichs Albersloh. Die im 
Westen angrenzende Werse-Aue liegt im Übergang zu den großräumigen Agrar-
bereichen gemäß Regionalplan, ist aber auch als Bereich zum Schutz der Land-
schaft dargestellt. Die L 585 ist als regionalplanerisch bedeutsame Straße einge-
stuft worden. Die vorliegende Planung wird weiterhin im Einklang mit den Dar-
stellungen im Regionalplan entwickelt.  

• Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Sendenhorst stellt das Plange-
biet ebenso in Übereinstimmung mit den Planungszielen dar. Entgegenstehende 
umweltrelevante Darstellungen sind nicht gegeben. Das bisherige Dorfgebiet 
(künftig Mischgebiet) nördlich der Kirche bzw. westlich der L 585 ist als Misch-
baufläche, der nördlich angrenzende Bereich als Wohnbaufläche dargestellt. Öst-
lich der L 585 ist das Plangebiet dagegen i.W. konkret als Mischgebiet festgesetzt 
worden und gibt damit eine Änderung des bisherigen Dorfgebiets vor.  

• Umweltrelevante Pläne und Programme im Sinne des UVPG werden durch die 
Planänderung - soweit heute absehbar - nicht erkennbar beeinflusst. 

• Durch die Bebauungsplan-Änderung wird ein Beitrag zur Innenentwicklung und 
Nachverdichtung im Siedlungsbestand und zur wohnortnahen, verkehrsmindern-
den Versorgung der Bevölkerung mit zentren- und nahversorgungsrelevantem 
Einzelhandel geleistet. 

• Die Vorbelastung durch Verkehrslärm ist bereits im alten Bebauungsplan Nr. 7.1 
sachgerecht aufgegriffen worden, diese ist aus heutiger Sicht sinngemäß 
fortzuschreiben.  

• Der Änderungsplan Nr. 7.2 hat soweit derzeit erkennbar keine oder allenfalls nur 
eine geringe Bedeutung für die Durchführung nationaler oder europäischer 
Umweltvorschriften. 
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2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete 
 

2.1 Ausgangslage und Bestand 
 

a) Städtebauliche Ausgangslage 
 

Die städtebauliche Situation im Norden der Ortslage ist durch die St.-Ludgeruskirche 
mit angrenzenden öffentlichen und halböffentlichen Einrichtungen geprägt. Die L 585 
umfährt diesen Bereich (Kirchplatz/Bahnhofstraße) und knickt dann nach Norden in 
Richtung Münster-Wolbeck ab (Wolbecker Straße). Die Baustruktur an der Haupt-
straße weist die typischen Merkmale der gewachsenen dörflichen Strukturen mit 
überwiegend zweigeschossigen Gebäuden z.T. in geschlossener Bauweise, aber auch 
mit halboffener oder offener Bauweise auf. Hier finden sich noch einzelne dorftypi-
sche Mischnutzungen wie Einzelhandel und Dienstleistungen. Im Norden schließt die 
typische Wohnbauentwicklung ab den 1950er Jahren an. Dort dominieren ein- bis 
zweigeschossige Einzelhäuser in offener Bauweise mit ein bis zwei Wohneinheiten. 
Entlang der westlichen Seite der Wolbecker Straße befinden sich neben den Wohn-
gebäuden Frei- und Gartenflächen, die bisher trotz der wiederholten planerischen 
Bemühungen der Stadt Sendenhorst noch nicht nachverdichtet worden sind. 
Landwirtschaft wird nicht mehr betrieben. 
 
Im Westen des Planbereichs liegt der Friedhof Albersloh, der bis zur Werse reicht. 
Leichenhalle und Stellplätze schließen nördlich an die Ortsmitte an bzw. liegen im 
aufgeweiteten Straßenraum des Friedhofswegs. Darüber hinaus bestehen im Süd-
westen und im Nordwesten beidseits des Friedhofsgeländes größere private Gärten 
und Grünlandflächen, die bis zur Werse reichen und die teilweise noch die frühere 
historisch-bäuerliche Struktur mit Bauerngärten und Obstwiesen erkennen lassen.  
 
Im Osten des Plangebiets besteht an der Bahnhofstraße (K 33) eine i.W. geschlosse-
ne, zweigeschossige Bauzeile mit dorftypischen Mischnutzungen (Einzelhandel, 
Dienstleistungen, Gaststätte, Wohnen). Der nördlich anschließende Planbereich weist 
eine sehr uneinheitliche städtebauliche Struktur auf. Diese Kleingemengelage ist durch 
Handel und Gewerbebauten mit Freiflächen sowie durch eingestreute, ein- bis zwei-
geschossige Wohngebäude bzw. Hausgruppen mit Wohnhäusern gekennzeichnet.  
 
Einige frühere Gewerbenutzungen sind aufgegeben worden, die Hallen stehen offen-
bar teilweise leer. Größere Freiflächen liegen im mittleren Bereich, Folgenutzungen 
sind heute offen. Hervorzuheben ist die im Norden ansässige Raiffeisengenossen-
schaft, für die Ergänzungsbauten beantragt worden sind, die aber andererseits auch 
in der Gemengelage mit der nördlich angrenzenden Wohnnachbarschaft zu bewerten 
sind. Die Erschließung über die (früher) gewerblich geprägte Straße Zur Landesbahn 
erlaubt eine weitere kleingewerbliche Nutzung im Rahmen eines Mischgebiets. Im 
Nordosten schließen jenseits die Wohnnutzungen im Baugebiet Geschermannweg an.  
 
 
b) Immissionsschutz  
• Geräusch-Immissionen durch den Kfz-Verkehr 
Auf das Plangebiet wirken entlang der L 585 im Süden und im mittleren Bereich 
(Bahnhofstraße bzw. Wolbecker Straße) sowie an der K 33 im Südosten Geräusch-
immissionen durch den Kfz-Verkehr ein. Diese Vorbelastungen sind im Bebauungsplan 
Nr. 7.1 geprüft und durch passive Schallschutzmaßnahmen im allgemeinen Wohn-
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gebiet sowie durch eine Kennzeichnung als Hinweis für Bauwillige im damals festge-
setzten Dorfgebiet berücksichtigt worden.  
 

Die damals überschlägig ermittelten Werte haben im Nahbereich der Wolbecker 
Straße in einem Abstand von 10 m etwa 62/54 dB(A) tags/nachts ergeben. An der 
Bahnhofstraße im Süden waren die Ergebnisse etwas niedriger. Diese Werte sind 
1991 im Vergleich mit den Orientierungswerten (Mittelungspegel) der DIN 18005, 
Teil 1, Beiblatt 1 für Dorf-/Mischgebiete (60/50 dB(A) Tag/Nacht) und für allgemeine 
Wohngebiete (55/45 dB(A) Tag/Nacht) bewertet worden. Im Ergebnis wurden die 
Überschreitungen für unvermeidbar und letztlich auch im WA für vertretbar bei Fest-
setzung passiver Schutzmaßnahmen gehalten.  
 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bieten für die Abwägung 
darüber hinaus die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV eine weitere Orientierung. 
Werden die in § 2 der 16. BImSchV für Dorf-/Mischgebiete festgelegten Werte einge-
halten, sind in angrenzenden Wohngebieten regelmäßig gesunde Wohnverhältnissen 
gewahrt und vermittelt das Abwägungsgebot keinen Rechtsanspruch auf Anordnung 
von Lärmschutzmaßnahmen (BVerwG 17.03.2005, 4 A 18.04, NVwZ 2005, 811).  
 

Die Wohngebietswerte der 16. BImSchV betragen 59/49 dB(A) tags und nachts, die 
Mischgebietswerte 64/54 dB(A). Die o.g. Werte liegen somit in diesem als Ergebnis 
der Abwägung möglichen Bereich. Angesichts des heutigen Wärmeschutzstandards 
ist der ohnehin auf dem notwendigen Niveau gesicherte passive Schutz für Wohn- 
oder Büronutzungen u.ä. nach den damals getroffenen Festsetzungen auch heute 
noch vertretbar und für die Bauherren relativ unproblematisch.  
 

Die durchschnittliche tägliche Verkehrsstärke auf der Wolbecker Straße (L 585 / 50 
km/h) konnte damals nicht unmittelbar aus der Verkehrsmengenkarte entnommen 
werden, da es hier keine Zählstelle zwischen Albersloh und Wolbeck bis zur Einmün-
dung der L 520 in die L 585 gab. Hilfsweise wurde daher eine Mittelung im Umfeld 
der vorhandenen Zählstellenwerte vorgenommen: DTV = 3.200 Kfz/24 h, LKW-
Anteil = 6,0 % (siehe Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7.1). 
 

Nach wie vor besteht keine Zählstelle in dem relevanten Straßenabschnitt. Die 
aktuelle Auswertung der beiden damaligen Zählstellen gemäß Bundesverkehrszählung 
2005 ergab jedoch in analoger Anwendung, dass im Bereich Albersloh eine leichte 
Verkehrsmengensteigerung um etwa 10-15 % in den letzten 25 Jahren anzunehmen 
ist. Diese Steigerungen führen nicht dazu, dass die 1991 im Bebauungsplan Nr. 7.1 
ermittelten Beurteilungspegel (siehe oben) um ca. 1 dB(A) höher einzuschätzen sind.  
 

Auf die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 7.1 und zum Bebauungsplan Nr. 7.2 
wird verwiesen. Im Planverfahren sind in Abstimmung mit dem Kreis Warendorf die 
Datengrundlagen, die Frage einer zusätzlichen gutachterlichen Ermittlung sowie die 
weitere Vorgehensweise und ggf. eine Neufassung der Regelungen zu erörtern. 
Grundsätzlich wird aus heutiger Sicht das damalige Ergebnis nicht in Frage gestellt.  
 
 

• Gewerbliche Immissionen  
Im Plangebiet wird das bisher festgesetzte Dorfgebiet gemäß § 5 BauNVO künftig 
als Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. In diesem Rahmen sind die im 
Plangebiet bisher vorhandenen bzw. zulässigen kleingewerblichen Nutzungen grund-
sätzlich ebenso möglich, soweit diese im Sinne des § 6 (1) BauNVO „das Wohnen 
nicht wesentlich stören“. Eine ggf. wesentliche Konfliktminderung oder -verschär-
fung ist hiermit nicht verbunden. 
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Größere gewerbliche Nutzungen oder ein festgesetztes Gewerbegebiet existieren im 
näheren Umfeld nicht.  
 

 
• Landwirtschaft 
Nach endgültiger Aufgabe landwirtschaftlicher Nutzungen in der Ortslage wird im 
Plangebiet kein Dorfgebiet gemäß § 5 BauNVO mehr festgesetzt, potenzielle Konflikte 
zwischen Landwirtschaft und Wohnen im Siedlungsbereich entfallen somit. 
 

Landwirtschaftliche Beeinträchtigungen sind in der Randlage zur Werse-Aue und 
durch die weiter im Norden und Westen folgenden Ackerflächen über das ortsübliche 
Maß hinaus nicht anzunehmen, auch sind keine eventuell problematischen Einwirkun-
gen durch die Landwirtschaft mit Massentierhaltungen oder Sondernutzungen wie 
Biogasanlagen bekannt. 
 
 
c) Naturschutz und Landschaftspflege 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Landschaftsschutzgebiets (LSG), dieses 
beginnt außerhalb der Ortslage. Naturschutzgebiete (NSG) sind nicht betroffen; FFH-
Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutz-
gesetzes sind im Plangebiet oder im näheren Umfeld ebenfalls nicht vorhanden. Die 
im Westen verlaufende Werse und ihre Aue sind mit Ausnahme des Friedhofs als 
Biotop eingetragen (Werse im Bereich der Stadt Sendenhorst, BK-4012-0334). Im 
Zuge der vorliegenden Planänderung wird die Randlage zur Werse weiterhin als Grün-
fläche gesichert. 
 
Lebensräume und Arten von gemeinschaftlichem Interesse (gefährdete bzw. 
geschützte / streng geschützte (Tier-)Arten) nach FFH- oder Vogelschutzrichtlinie sind 
im weitgehend erschlossenen Baugebiet innerhalb des Siedlungszusammenhangs 
nicht oder nur in sehr geringem Maße (ggf. Siedlungsbereich als ergänzendes Jagd-
habitat, z.B. für Fledermäuse) betroffen. Eine hohe Wertigkeit auch für die Tierwelt 
besitzt dagegen die Werseaue. Die Bebauung wird aber weiterhin durch Grünflächen 
vom Auenbereich abgegrenzt. 
 
Das Plangebiet ist bereits seit langem für Mischnutzungen und Wohnzwecke 
erschlossen. Die aktuelle Änderung des Bebauungsplans Nr. 7.1 greift i.W. die bisher 
rechtsverbindlichen Planinhalte auf und schreibt diese fort. Durch die Bestandsüber-
planung sind negative Auswirkungen der Planänderung auf Artenschutzbelange und 
auf das Landschaftsbild voraussichtlich nicht gegeben, sofern im Verfahren keine 
wesentlichen Änderungen zu bestehenden Baurechten, Bauhöhen, zur Dachlandschaft 
etc. erfolgen. 
 
Als Arbeitshilfe für die Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes in der Bau-
leitplanung hat das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 
(LANUV) eine Liste der planungsrelevanten Arten in NRW sowie großmaßstäbliche 
Angaben über deren Vorkommen in den einzelnen Regionen des Landes herausgege-
ben (Grundlage: Messtischblätter). Nach dieser Liste sind für das Messtischblatt 4112 
in den Lebensraumtypen Fließgewässer, Kleingehölze/Alleen/Bäume/Gebüsche/ 
Hecken, Gärten/Parkanlagen/Siedlungsbrachen sowie Gebäude und Fettwiesen/-
weiden etwa 10 Fledermausarten, 3 Amphibienarten sowie circa 26 Vogelarten 
aufgeführt. Das vom LANUV entwickelte System stellt allerdings übergeordnete 
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Lebensraumtypen mit einer jeweiligen Gruppierung mehrerer Biotoptypen dar, deren 
Potenzial in diesem Falle über das Vorkommen im Plangebiet reicht. Weitere floristi-
sche oder faunistische Untersuchungen oder Kartierungen sind aber nicht vorhanden.  
 
Die Planänderungen betreffen bereits überplante Bauflächen. Das Plangebiet unterliegt 
entsprechenden Störeinflüssen, hiervon sind auch die noch verbliebenen Freiflächen 
und Baulücken betroffen. Vor diesem Hintergrund wird davon ausgegangen, dass die 
(bisherige) bauliche Nutzung und der anthropogene Einfluss einschließlich der über-
wiegend zu beobachtenden intensiven Gartengestaltung und –nutzung dazu geführt 
haben, dass die Arten, die in der Liste der planungsrelevanten Arten NRW aufgeführt 
sind, i.W. nicht regelmäßig im Plangebiet vorkommen. Diese Fragestellung ist im 
Planverfahren mit der Fachbehörde zu erörtern. Der Stadt liegen bisher keine Informa-
tionen über das Vorkommen der planungsrelevanten Arten oder sonstiger geschützter 
Arten im Plangebiet vor. Grundsätzlich besitzt die Randlage zur Werse im Westen 
aber ein erhebliches naturschutzfachliches Potenzial. Die Fachbehörden werden gebe-
ten, der Stadt Sendenhorst vorliegende Informationen zur Verfügung zu stellen. Im 
Verfahren ist abzustimmen, ob eine weitere artenschutzrechtliche Bewertung 
erforderlich wird. 
 
Eine besondere Erholungsfunktion der Bauflächen ist im Plangebiet nicht gegeben, die 
bisher festgesetzten Grünflächen (Friedhof, Spielplatz, Auenrandlage mit öffentlichen 
und privaten Grünflächen) werden weitestgehend beibehalten. Durch die Planung wird 
auch keine Beschränkung der Erholungsfunktion im Umfeld gesehen. 
 
 
d) Gewässerschutz 
Am Westrand des Plangebiets fließt die Werse, im Norden grenzt der Alsterbach an. 
Die Überschwemmungsgebiete werden nach Mitteilung der Bezirksregierung in der 
aktuellen Fassung angepasst. Im Nahbereich der Werse und des Alsterbachs werden 
keine Baumöglichkeiten über das heute bereits zulässige Maß hinaus ermöglicht.  
 
Zur Empfindlichkeit des Plangebiets bzgl. Grundwasserverschmutzung, -aufkommen 
und -neubildung liegen keine besonderen Erkenntnisse vor, diese wird nach gegen-
wärtigem Stand allgemein als durchschnittlich beurteilt. 
 
 
e) Bodenschutz  
Gemäß Bodenkarte NRW2 stehen im Westen des Plangebiets entlang der Werse 
Auengley-Böden, häufig anmoorig, an. Dies sind schluffige Sandböden mit meist 
mittlerer Sorptionsfähigkeit und hoher sowie teils mittlerer Wasserdurchlässigkeit. Der 
stark schwankende Grundwasserstand liegt meist bei 4-8 dm unter Flur, im Unter-
boden besteht ein hoher Kalkgehalt. Im bebauten Bereich im Osten ist Braunerde und 
Pseudogley-Braunerde, zum Teil tiefreichend humos, zu finden. Die lehmigen Sand-
böden zeichnen sich durch eine geringe bis mittlere Sorptionsfähigkeit und eine 
mittlere bis hohe Wasserdurchlässigkeit aus. Häufig steht schwache Staunässe tiefer 
als 4 dm unter Flur. Die Böden im Osten des Plangebiets sind nicht als schutzwürdige 
Böden in NRW kartiert worden, die Böden im Westen entlang der Werse sind 
aufgrund ihrer Biotopentwicklung als schützenswert eingestuft worden (Stufe 1)3

                                        
2 Geologisches Landesamt NRW: Bodenkarte von NRW 1:50.000, Blatt L 4112 Warendorf; Krefeld 1991 

. 

3 Geologischer Dienst NRW: Karte der schutzwürdigen Böden in NRW, Krefeld 2004 
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Im vorliegenden Fall wurde bereits vor langer Zeit eine Entscheidung für diesen 
Standort getroffen und umgesetzt, das Plangebiet ist im östlichen Bereich bereits 
langjährig bebaut. Es ist davon auszugehen, dass aufgrund der derzeitigen Wohn- und 
Mischnutzung diese Böden überprägt worden sind. 
 
 
f) Altlasten und Kampfmittel 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 7.2 sind bisher keine Altlasten und 
Kampfmittel bekannt, jedoch werden im Kataster des Kreises Warendorf vier 
Altstandorte früherer Gewerbebetriebe als Verdachtsflächen geführt, abgeschlossene 
Altlastenbewertungen liegen nicht vor.  
 
 
g) Denkmalschutz und Denkmalpflege 
Im Plangebiet sind keine Objekte vorhanden, die in die Denkmalliste der Stadt 
Sendenhorst als Baudenkmal eingetragen worden sind. Bei den Häusern 
Bahnhofstraße 1 und Kirchplatz 10 handelt es sich aber um erhaltenswerte 
Bausubstanz im Sinne von § 25 (2) Nr. 2 Denkmalschutzgesetz NRW (DSchG NRW). 
Das ortsbildprägende Ensemble um die St. Ludgeruskirche wird durch die 
Änderungsplanung nicht negativ berührt. 
 
 
 
2.2 Bewertung der Planung und mögliche Auswirkungen 
 

In Kapitel 1 ist dargelegt worden, dass die vorliegende Planänderung über die Neu-
zeichnung und Anpassung der Festsetzungen an die Bestandsentwicklung hinaus - 
einschließlich Umwidmung von Dorf- in Mischgebiet - nach dem heutigen Stand nur 
zu geringen zusätzlichen Baumöglichkeiten bzw. Eingriffsmöglichkeiten führen wird.  
 
Die Planänderung übernimmt weitestgehend die bisherigen Bauflächen und Bau-
möglichkeiten. In Randlage zum neu festgelegten Überschwemmungsgebiet der 
Werse wird lediglich kleinflächig im Norden die Baugrenze im Rahmen des bereits 
zuvor festgesetzten Wohngebiets erweitert, so dass ein weiterer Baukörper an der 
Straße entstehen kann. Eine zweite Änderung in diesem Wohngebiet betrifft die 
Rücknahme der Wegetrasse im mittleren Bereich zwischen Wolbecker Straße und 
Mühlenfurt, nach Rücknahme der Versiegelungsoption durch den Weg wird das 
Baufeld dort zusammengefasst. Es ist allerdings aufgrund der Grundstücksgrenzen 
fraglich, ob hierdurch zusätzliche Bau-/Eingriffsmöglichkeiten entstehen.  
 
Im Süden im Mischgebiet an der Bahnhofstraße wird eine Baumöglichkeit angeboten 
(Lückenschluss unter Sicherung des Baumstandorts). Kleinflächig wird außerdem die 
Ausweitung des Mischgebiets in Höhe des Lebensmittelmarkts im Südwesten vorge-
nommen. Zusätzliche Baumöglichkeiten zu Lasten von Natur und Landschaft werden 
darüber hinaus nach dem bisherigen Stand nicht aufgenommen. Zusammenfassend 
wird der Änderungsplan nach heutigem Stand keine besonderen Auswirkungen auf 
die Belange von Natur und Landschaft und auf den Gewässerschutz haben.  
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2.2.1 Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen 
 
Die Auswirkungen der o.g. Planänderungen auf die folgenden Schutzgüter einschl. der 
Wechselwirkungen werden nach überschlägiger Prüfung sowohl im Umfang als auch 
hinsichtlich Dauer, Häufigkeit oder Umkehrbarkeit als voraussichtlich gering einge-
schätzt:  
• Mensch 
• Tiere und Pflanzen einschl. biologische Vielfalt,  
• Landschaft,  
• Boden, 
• Wasserhaushalt, 
• Luft und Klima, 
• Kultur- und sonstige Sachgüter.  
 
Auch hinsichtlich Abfallerzeugung, Umweltverschmutzung, Unfallrisiko etc. ergeben 
sich keine oder nur sehr geringe Änderungen zum bisherigen Bebauungsplan Nr. 7.1 
und damit auch keine ggf. wesentlichen Auswirkungen.  
 
Mit Blick auf das Schutzgut Mensch sind im Verfahren i.W. nochmals die immissions-
schutzrechtlichen Fragen mit dem Kreis Warendorf abzustimmen, andere ggf. 
wesentliche negative umweltrelevante Auswirkungen werden aus Sicht dieser 
Vorprüfung nicht gesehen. 
 
 
2.2.2 Kumulativer oder grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen 
 

Im Rahmen der vorhandenen und geplanten wohnbaulichen und gemischten Nutzun-
gen im Plangebiet und im Umfeld werden ggf. besondere kumulative oder ggf. 
(Gemeinde-)grenzüberschreitende Auswirkungen nicht gesehen. 
 
 
2.2.3 Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit 
 

Die Planinhalte dieser 2. Änderung führen nicht zu wesentlichen neuen oder bisher 
unzulässigen umweltrelevanten Auswirkungen oder Risiken.  
 
 
2.2.4 Umfang und räumliche Ausdehnung der Auswirkungen 
 

Die Planinhalte führen nicht zu maßgeblichen Umweltauswirkungen im Plangebiet 
oder über das Plangebiet hinaus.  
 
 
2.2.5 Bedeutung und Sensibilität des betroffenen Gebiets 
 

Die Planinhalte führen nicht zu Überschreitungen von Umweltqualitätsnormen oder 
Grenzwerten, das Plangebiet und die angrenzende Ortslage werden bereits heute 
weitgehend baulich genutzt, die Werse-Aue wird weiterhin freigehalten. 
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2.2.6 Betroffenheit besonders geschützter Gebiete 
 

FFH-Gebiete, Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung, europäische Vogelschutz-
gebiete oder andere Schutzgebiete nach Naturschutzrecht, Bodenschutzgebiete, Was-
serschutzgebiete, Bau- und Bodendenkmale etc. sind durch diese Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 7.1 soweit heute erkennbar nicht ggf. relevant betroffen. 
 

Das vorliegende Überschwemmungsgebiet der Werse und des im Norden angrenzen-
den Alsterbachs wird entsprechend fortgeschrieben.  
 

Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten Umweltquali-
tätsnormen bereits überschritten werden, oder Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte 
sind ebenfalls nicht betroffen. 
 
 
 

3. Ergebnis der überschlägigen Umweltprüfung gemäß § 13a(1) Nr. 2 BauGB 

Als (Zwischen-)Ergebnis ist festzuhalten, dass nach heutigem Kenntnisstand die 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 7.1 bzw. die Neufassung als Bebauungsplan 
Nr. 7.2 voraussichtlich zu keinen wesentlichen oder erheblichen Umweltauswirkungen 
führen wird, die nach § 2(4) Satz 4 BauGB in der Abwägung und in der weiteren 
Prüfung des Einzelfalls zu berücksichtigen wären. Ein Umweltprüfung wird nicht 
erforderlich, das Verfahren gemäß § 13a BauGB kann angewendet werden, soweit 
sich im Planverfahren keine wesentlichen Änderungen ergeben. 
 
 
Sendenhorst, im November 2010 
 

Planungsstand: Vorentwurf 
 
 
 
Nachtrag im März 2011: 
 

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden etc. gemäß §§ 
3 (1), 4 (1) BauGB im Dezember/Januar 2010/2011 sind i.W. drei umweltrelevante 
Themenbereiche angesprochen worden, die im weiteren Planverfahren zu beachten sind:  

• Im Plangebiet sind vier Gewerbebetriebe bekannt, die zwischenzeitlich aufgegeben 
worden sind, für deren Gelände jedoch noch keine abschließende Bewertung der even-
tuellen Belastungssituation vorliegt und die daher als Altstandorte beim Kreis Waren-
dorf geführt werden.  
Mit der Kreisverwaltung wurde folgende Vorgehensweise vereinbart: Bei baulichen 
Änderungen bzw. Nutzungsänderungen auf altlastverdächtigen Flächen, insbesondere 
auf den Altstandorten Wolbecker Straße 10, Bahnhofstraße 11, Bahnhofstraße 194

                                        
4 Ergänzung Mai 2011: Für den Betriebsstandort liegt mittlerweile ein Prüfungsergebnis vor. Danach 

ergeben sich keine Anhaltspunkte mehr für schädliche Bodenverunreinigungen oder Altlasten, der 
Standort wurde vom Kreis Warendorf aus dem Altlastenverzeichnis gestrichen.  

 
und Bahnhofstraße 21, ist rechtzeitig vor Durchführung des Baugenehmigungs-
verfahrens mit der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Warendorf abzustimmen, 
in welcher Form die bestehenden Verdachtsmomente auf das Vorliegen einer Altlast 
oder schädlichen Bodenveränderung überprüft und ggf. ausgeräumt werden können 
oder durch welche Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass die angestrebte 
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Bebauung bzw. Nutzung durch die möglicherweise festzustellenden Verunreinigungen 
nicht nachteilig beeinträchtigt wird. Diese Aussagen werden in der Plankarte als 
„Hinweis“ und in der Begründung aufgenommen. 

• Mit dem Kreis Warendorf erfolgen derzeit auch Abstimmungsgespräche über die 
Anforderungen an den passiven Schallschutz im WA vor Verkehrslärm von der L 585 
und von der K 33. Die alten Festsetzungen mit Vorgabe der Schallschutzklasse 1 
werden danach gestrichen, auf die Vorbelastung v.a. der bestehenden Bebauung durch 
Straßenverkehrslärm entlang der L 585 und der K 33 wird in der Plankarte hingewie-
sen, aktive Schutzmaßnahmen sind nicht möglich. 
Die überschlägig ermittelten Werte in einem Abstand von 10 m zur Wolbecker Straße 
ergeben nach einer Abschätzung der Stadt Sendenhorst und des Gesundheitsamts des 
Kreises Warendorf heute rund 63-64 dB(A) tags und rund 55 dB(A) nachts. Diese 
Werte entsprechen im Nahbereich dem Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109, die An-
forderungen an die Luftschalldämmung liegen heute deutlich über den früheren Plan-
inhalten des alten Bebauungsplans Nr. 7.1. Somit ist bei erstmaligen Bauvorhaben auf 
den noch unbebauten Flurstücken 699 teilw., 698, 1691 und 1145 teilw. entlang der 
Wolbecker Straße und bei Neu- und Umbaumaßnahmen der bestehenden Wohnhäuser 
entlang der beiden Hauptstraßen im Zuge des Bauantragsverfahrens ein ausreichender 
Schallschutz gemäß DIN 4109 nachzuweisen. 

• Eine Anliegerin an der Bahntrasse hat private avifaunistische Kartierungen zusammen-
getragen und mitgeteilt, dass im Jahr 2008 in Bereich der Gleisanlagen keine Brutvor-
kommen von planungsrelevanten Vogelarten bekannt waren. Allerdings war ausge-
nommen hiervon eine wiederholte Beobachtung des Steinkauzes, ebenso wurden 
Fledermäuse beobachtet. Der Siedlungsrandbereich bzw. die Bahntrasse mit angren-
zenden Straßen- und Wegeflächen, Freiflächen und Ruderalstreifen dienen vermutlich 
als ergänzendes Jagdhabitat.  
Vorkommen planungsrelevanter Amphibienarten wurden ansonsten ebenfalls ausge-
schlossen. 
Der Stadt liegen darüber hinaus keine konkreten Informationen über das Vorkommen 
der planungsrelevanten Arten oder sonstiger geschützter Arten sowie floristische 
Angaben im Plangebiet vor. Die Fachbehörde wurde gebeten, der Stadt Sendenhorst 
vorliegende Informationen zur Verfügung zu stellen.  
Nach der bisherigen Stellungnahme der Fachbehörde wird im Planverfahren keine 
weitergehende artenschutzrechtliche Prüfung erfolgen. Auf den an die Straße „Zur 
Landesbahn“ angrenzenden Grundstücken ist daher im Rahmen von Bauantragsverfah-
ren für Bauvorhaben eine artenschutzrechtliche Vorprüfung durchzuführen, um die zum 
Zeitpunkt der Bebauungsplanänderung gesichteten planungsrelevanten Arten ggf. 
durch Maßnahmen zu schützen. Die artenschutzrechtliche Vorprüfung ist mit der 
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen.  
Erhebliche negative Auswirkungen auf Artenschutzbelange mit Beeinträchtigungen von 
Lebensstätten (Fortpflanzungsstätten, Ruhestätten) geschützter Arten sowie auf das 
Landschaftsbild werden durch die Fortschreibung der bestehenden Baurechte weiterhin 
nicht erwartet, sofern keine wesentlichen Änderungen zu bestehenden Baurechten, 
Bauhöhen, zur Dachlandschaft etc. erfolgen. 

 
 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass sich die grundlegenden Ergebnisse der Vor-
prüfung gemäß § 13a(1) Nr. 2 BauGB im Herbst 2010 bestätigt haben. Die o.g. Aspekte 
führen zu Ergänzungen der Planunterlagen, nicht aber zu einer anderen Bewertung des 
Verfahrens.  
 
 

Sendenhorst, im März 2011 
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Anlage: 
 
In Kapitel 2.1 wurde bereits auf die Arbeitshilfe für die Berücksichtigung der Belange 
des Artenschutzes in der Bauleitplanung des Landesamts für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz NRW (LANUV) hingewiesen.  
 
Nach der Liste der „Planungsrelevanten Arten“ in NRW5

 

 sind für das Messtischblatt 
4112 in den Lebensraumtypen Kleingehölze/Alleen/Bäume/Gebüsche/Hecken, 
Gärten/Parkanlagen/Siedlungsbrachen, Gebäude sowie Fettwiesen/-weiden folgende 
10 Fledermausarten (alle streng geschützt), drei Amphibienarten (alle streng 
geschützt) sowie 24 Vogelarten (davon 15 Arten streng geschützt, die übrigen Arten 
besonders geschützt) aufgeführt: 

Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name Erhaltungs
-zustand 
in NRW 
(ATL) 

 Wissenschaftlicher 
Name 

Deutscher Name Erhaltungs
-zustand 
in NRW 
(ATL) 

Säugetiere   Vögel   

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus G  Accipiter gentilis Habicht G 

Myotis brandtii Große 
Bartfledermaus U  Accipiter nisus Sperber G 

Myotis daubentonii Wasserfledermaus G  Alcedo atthis Eisvogel G 

Myotis mystacinus Kleine 
Bartfledermaus G  Anthus pratensis  Wiesenpieper G- 

Myotis nattereri Fransenfledermaus G  Asio otus Waldohreule G 

Nyctalus leisleri Kleiner Abendsegler U  Athene noctua  Steinkauz G 

Nyctalus noctula Großer Abendsegler G  Buteo buteo Mäusebussard G 

Pipistrellus nathusii Rauhhautfledermaus G  Delichon urbica Mehlschwalbe G- 

Pipistrellus 
pipistrellus Zwergfledermaus G  Dryobates minor Kleinspecht G 

Plecotus auritus Braunes Langohr G  Dryocopus martius  Schwarzspecht G 

Amphibien   Falco subbuteo  Baumfalke U 

Bufo calamita Kreuzkröte U  Falco tinnunculus Turmfalke G 

Hyla arborea Laubfrosch U+  Hirundo rustica Rauchschwalbe G- 

Triturus cristatus Kammmolch G  Lanius collurio  Neuntöter U 

    Locustella naevia  Feldschwirl G 

    Luscinia 
megarhynchos Nachtigall G 

    Milvus milvus  Rotmilan S 

    Perdix perdix Rebhuhn U 

    Pernis apivorus  Wespenbussard U 

    Phoenicurus 
phoenicurus Gartenrotschwanz U- 

    Streptopelia turtur Turteltaube U- 

                                        
5 Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV): Geschützte Arten in NRW, 

Düsseldorf, Dezember 2007 
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    Strix aluco Waldkauz G 

    Tyto alba  Schleiereule G 

    Vanellus vanellus  Kiebitz G 

 
 
Erläuterung zum Status Erhaltungszustand (siehe Geschützte Arten in NRW, S. 24ff): 
G  =  günstiger Erhaltungszustand +  =  sich verbessernd  
U  =  ungünstiger/unzureichender Erhaltungszustand  -  =   sich verschlechternd 
S  =  ungünstiger/schlechter Erhaltungszustand 
 
 
 


